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der Einigungsstelle zurückgenommen, so gilt die Unter­
brechung der Verjährung als nicht erfolgt.

(10) Ist ein Rechtsstreit der in Absatz 3 Satz 1 bezeichneten 
Art ohne vorherige Anrufung der Einigungsstelle anhängig 
gemacht worden, so kann das Gericht auf Antrag den Parteien 
unter Anberaumung eines neuen Termins aufgeben, vor die­
sem Termin die Einigungsstelle zur Herbeiführung eines güt­
lichen Ausgleichs anzurufen. In dem Verfahren über den An­
trag auf Erlaß einer einstweiligen Verfügung ist diese An­
ordnung nur zulässig, wenn der Gegner zustimmt. Absatz 8 
ist nicht anzuwenden. Ist ein Verfahren vor der Einigungs­
stelle anhängig, so ist eine erst nach Anrufung der Einigungs­
stelle erhobene Klage des Antragsgagners auf Feststellung, 
daß der geltend gemachte Anspruch nicht bestehe, nicht zu­
lässig.

(11) Die Landesregierungen werden ermächtigt, die zur 
Durchführung der vorstehenden Bestimmungen und zur Re­
gelung des Verfahrens vor den Einigungsstellen erforder­
lichen Vorschriften zu erlassen, insbesondere über die Auf­
sicht über die Einigungsstellen, über ihre Besetzung unter an­
gemessener Beteiligung der nicht den Industrie- und Handels­
kammern angehörenden Gewerbetreibenden (§ 2 Abs. 2 bis 6 
des Gesetzes zur vorläufigen Regelung des Rechts der In­
dustrie- und Handelskammern vom 18. Dezember 1956 — Bun- 
desgesetzbl. I S. 920) und über die Vollstreckung von Ord­
nungsgeldern, sowie Bestimmungen über die Erhebung von 
Auslagen durch die Einigungestelle zu treffen. Bei der Be­
setzung der Einigungsstellen sind die Vorschläge der für ein 
Bundesland errichteten, mit öffentlichen Mitteln geförderten 
Verbraucherzentralen zur Bestimmung der in Absatz 2 Satz 1 
genannten Verbraucher zu berücksichtigen.

§ 28
Wer im Inland eine Hauptniederlassung nicht besitzt, hat 

auf den Schutz dieses Gesetzes nur Insoweit Anspruch, als in 
dem Staate, in welchem seine Hauptniederlassung sich befin­
det, nach einer im Bundesgesetzblatt enthaltenen Bekannt­
machung deutsche Gewerbetreibende einen entsprechenden 
Schutz genießen.

§29
aufgehoben

§30

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1909 in Kraft.

Zugabeverordnung 
vom 9. März 1932 (RGBl. I S. 121) (BGBl. III 43-4-1) 

zuletzt geändert durch § 28 des Gesetzes 
vom 22. Oktober 1987 (BGBl. I S. 2294)

§ 1
(1) Es ist verboten, im geschäftlichen Verkehr neben einer 

Ware oder einer Leistung eine Zugabe (Ware oder Leistung) 
anzubieten, anzukündigen oder zu gewähren. Eine Zugabe 
liegt auch dann vor, wenn die Zuwendung nur gegen ein ge­
ringfügiges, offenbar bloß zum Schein verlangtes Entgelt ge­
währt wird. Das gleiche gilt, wenn zur Verschleierung der Zu­
gabe eine Ware oder Leistung mit einer anderen Ware oder 
Leistung zu einem Gesamtpreis angeboten, angekündigt oder 
gewährt wird.

(2) Die Vorschriften im Absatz 1 gelten nicht:
a) wenn lediglich Reklamegegenstände von geringem Werte, 

die als solche durch eine dauerhafte und deutlich sicht­
bare Bezeichnung der reklametreibenden Firma gekenn­
zeichnet sind, oder geringwertige Kleinigkeiten gewährt 
werden;

b) wenn die Zugabe in einem bestimmten oder auf be­
stimmte Art zu berechnenden Geldbeträge besteht;

c) wenn die Zugabe zu Waren in einer bestimmten oder auf 
bestimmte Art zu berechnenden Menge gleicher Ware 
besteht;

d) wenn die Zugabe nur in handelsüblichem Zubehör zur 
Ware oder in handelsüblichen Nebenleistungen besteht;

e) wenn Zeitschriften belehrenden und unterhaltenden In­
halts, die nach ihrer Aufmachung und Ausgestaltung der 
Werbung von Kunden und den Interessen des Verteilers 
dienen, durch einen entsprechenden Aufdruck auf der 
Titelseite diesen Zweck erkennbar machen und in ihren 
Herstellungskosten geringwertig sind, unentgeltlich an 
den Verbraucher abgegeben werden (Kundenzeitschrif­
ten) ;

f) wenn die Zugabe in der Erteilung von Auskünften oder 
Ratschlägen besteht;

g) wenn zugunsten der Bezieher einer* Zeitung oder Zeit­
schrift Versicherungen bei beaufsichtigten Versicherungs­
unternehmen oder Versicherungsanstalten abgeschlossen 
sen werden.

(3) Bei dem Angebot, der Ankündigung und der Gewährung 
einer der in Absatz 2 zugelassenen Zugaben ist es verboten, 
die Zuwendung als unentgeltlich gewährt (Gratiszugabe, Ge­
schenk und dergleichen) zu bezeichnen oder sonstwie den Ein­
druck der Unentgeltlichkeit zu erwecken. Ferner ist es ver­
boten, die Zugabe von dem Ergebnis einer Verlosung oder 
einem anderem Zufall abhängig zu machen.

§ 2

(1) Wer den Vorschriften des § 1 zuwiderhandelt, kann auf 
Unterlassung in Anspruch genommen werden. § 13 Abs. 2 Nr. I, 
2 und 4, Abs. 4 und 5 und § 23 а des Gesetzes gegen den un­
lauteren Wettbewerb sind entsprechend anzuwenden.

(2) Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Vorschriften 
des § 1 verstößt, ist zum Ersätze des durch die Zuwiderhand­
lung entstehe Aden Schadens verpflichtet.

(3) Ansprüche, die wegen der Gewährung von Zugaben auf­
grund anderer Vorschriften, insbesondere des Gesetzes gegen 
den unlauteren Wettbewerb, begründet sind, bleiben unbe­
rührt.

(4) Die in den Absätzen 1, 2 bezeichneten Ansprüche auf Un­
terlassung oder Schadensersatz verjähren in sechs Monaten 
von dem Zeitpunkt an, in welchem der Anspruchsberechtigte 
von der Handlung und von der Person des Verpflichteten 
Kenntnis erlangt, ohne Rücksicht auf diese Kenntnis in drei 
Jahren von der Begehung der Handlung an. Für die Ansprüche 
auf Schadensersatz beginnt der Lauf der Verjährung nicht vor 
dem Zeitpunkt, in welchem der Schaden entstanden ist.

§3
(1) Ordnungswidrig handelt, wer im geschäftlichen Verkehr

1. entgegen § 1 Abs. 1, 2 neben einer Ware oder Leistung 
eine Zugabe anbietet, ankündigt oder gewährt oder

2. bei dem Angebot, der Ankündigung oder der Gewährung 
einer nach § 1 Abs. 2 zugelassenen Zugabe dem Verbot des 
§ 1 Abs. 3 zuwiderhandelt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 
zehntausend Deutsche Mark geahndet werden.

§4
aufgehoben

§5

Die Vorschriften dieses Teils treten drei Monate nach der 
Verkündung in Kraft.


